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BLAUE  RATHAUSPOST

Unser Blick 
auf die Stadtpolitik
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die letzte Kommunalwahl ist mittlerweile 
etwas mehr als ein Jahr her. Am 9. Juni 2024 
bescherten Sie uns ein starkes Ergebnis von 
stadtweit 17,0 Prozent bzw. 155.506 Stimmen 
und schickten somit 12 Stadträte der AfD in 
die VIII. Wahlperiode (2024-2029) der Leip-
ziger Ratsversammlung. Es ist an der Zeit 
eine erste Bilanz zu ziehen!

Als nunmehr zweitstärkste Fraktion sind wir 
ein ernstzunehmendes Gewicht in der Stadt-
politik! Anders als in den vorangegangenen 
beiden Wahlperioden gelingt es uns nun öf-
ter, Stadtpolitik aktiv mitzugestalten und die 
eine oder andere kommunalpolitische Ent-
scheidung im Sinne vieler Leipziger zu be-
einflussen. 

Doch, welche Veränderungen haben sich 
rückblickend auf das erste Jahr nach der 
Kommunalwahl 2024 tatsächlich einge-
stellt? Recht schnell fällt auf, dass eine klas-
sische rot-rot-grüne Mehrheit, wie wir sie 
aus der Vergangenheit kannten, so nicht 
mehr existiert. Dafür setzt sich nun des Öfte-
ren themenbezogen eine Mehrheit aus CDU, 
AfD, BSW und fraktionslosen Stadträten 
durch. Beispielhaft hierfür stehen der Rats-
beschluss zum Erhalt der Zweispurigkeit der 
Prager Straße oder aber die Ablehnung der 
Einführung eines 180.000 Euro teuren CO2-
Rechners für Kultureigenbetriebe!

Denkbar knapp scheiterten dagegen vorerst 
noch unsere eigenen Anträge. So wurde die 
Einführung der sogenannten Brötchentaste, 
welche kostenfreies Kurzzeitparken ermög-
lichen soll, knapp abgelehnt. Ebenfalls knapp 
scheiterte ein Antrag, welcher die Aufhe-
bung des ideologisch aufgeladenen „Klima-
notstandes“ zum Ziel hatte. Dies zeigt, dass 
die Ideen und Ziele der AfD-Fraktion Leipzig 
vermehrt auch Anklang innerhalb anderer 
Fraktionen finden.

Aber auch die Stadtverwaltung übernimmt 
klammheimlich hier und da Initiativen 
unserer Fraktion, obwohl diese im Vorfeld 
abgelehnt worden waren! Jüngst wurde bei-
spielsweise Leipzigs Stadtordnungsdienst 
mit Schlagstöcken, Reizstoffsprühgeräten 
und Handfesseln zur besseren Gefahren-
abwehr ausgestattet – eine alte Forderung 
der AfD-Fraktion Leipzig. Gutspark Zwei-
naundorf und Mölkauer Wäldchen werden 
mittel-/langfristig auf Grundlage eines erst 
kürzlich fertiggestellten Entwicklungskon-
zeptes aufgewertet, obwohl im Vorfeld ein 
entsprechender AfD-Antrag von der Rats-
versammlung abgelehnt worden war. Dies 
bestärkt uns, den eingeschlagenen Weg 
fortzusetzen! Wir hoffen, dass sich sowohl 
in Stadtpolitik als auch Stadtverwaltung die 
Vernunft dauerhaft durchsetzen wird!

Liebe Leipziger,
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Ein wirklicher Wille zu Einsparungen war bei 
der Verwaltungsspitze und bei den meisten 
Fraktionen nicht erkennbar. Zumal der CDU-
Finanzbürgermeister im Nachhinein diesen 
Schuldenhaushalt noch schönredete im Sin-
ne von: Woanders ist es ja noch schlimmer! 
Verantwortungsvolle Politik für künftige Ge-
nerationen sieht anders aus! 

Wenn man sich die Schuldenhaushalte im 
Bund, im Land und bei uns in Leipzig an-
schaut, welche beide von der CDU voran-
getrieben wurden, dann bekommt das Wort 
„Schuldenunion“ eine ganz neue Bedeutung. 
Wir setzen uns weiter für solide Finanzen 
und eine auf das Wohl der Bürger fokussierte 
Verwaltung ein!

Die Stadt Leipzig plant das Netz ihrer Dauer-
zählstellen für den Radverkehr massiv aus-
zuweiten, um mögliche Veränderungen im 
Mobilitätsverhalten der Stadtgesellschaft 
analysieren zu können. 

Zwölf neue Zählstellen sollen über das ge-
samte Leipziger Stadtgebiet verteilt entste-
hen, darunter acht noch in diesem Jahr, wei-
tere vier im Jahr 2026. 

Die Aufstellung der Zählstellen wird durch 
das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr im Rahmen der Richtlinie „Digitali-
sierung kommunaler Verkehrssysteme“ ge-
fördert. Dennoch muss die Stadt Leipzig ca. 
40 Prozent der Gesamtkosten von 195.000 
Euro tragen! 

In Anbetracht der Tatsache, dass sich die 
Stadt Leipzig in einer eklatanten finanziellen 
Schieflage befindet, müssen wir uns schon 
nach der Notwendigkeit dieser Maßnahme 

fragen. Hätte man im Zweifel nicht auch eine 
temporäre Radverkehrszählung beauftra-
gen können, welche deutlich weniger Kosten 
verursacht hätte?

Klar ist, dass die nun verschwendeten Steu-
ergelder sicherlich hätten sinnvoller inves-
tiert werden können – beispielsweise in die 
Sanierung von Geh- und Radwegen!

Gohliser Wackerbad ade!

Weitere Dauerzählstellen für Radverkehr

Seit dem 19. März 2025 ist Leipzig nun end-
gültig um ein Freibad ärmer geworden! 
An diesem Tag beschloss die Mehrheit des 
Stadtrates nach 100 Jahren das „Aus“ für das 
Gohliser Wackerbad. Seit 1925 konnten sich 
viele Leipziger an heißen Sommertagen am 
kühlen Nass des Wackerbades erfreuen – bis 
2016! In dem Jahr schloss das Traditionsbad 
aufgrund eines massiven Sanierungsstaus 
sein Tor. Ein jahrelanger Rechtsstreit folgte 
und führte dazu, dass der Bad-Pächter seinen 
Pachtstatus verlor. 

In der Folge sollte mit Ratsbeschluss vom 
08.03.2023 das Wackerbad an die Sportbäder 
Leipzig GmbH übertragen werden, um das 
Bad zu retten. Da mittlerweile nun wieder 

zwei Jahre vergangen sind, stiegen die ge-
schätzten Sanierungskosten auf 5 Millionen 
Euro an. Die AfD-Fraktion meinte, dass sich 
diese Investition lohnen würde und sprach 
sich deutlich, als einzige Fraktion, für den 
Erhalt des Wackerbades aus. Denn gerade in 
den Sommermonaten schätzten Familien 
diesen Gohliser Standort und vermieden so-
mit längere Wege nach Lindenthal oder gar 
an die Schladitzer Bucht. 

Leider hat unser Einsatz nicht den gewünsch-
ten Erfolg gebracht. Nun heißt es „Wackerbad 
ade“! Nach Rückbau soll eine Skateranlage 
entstehen – bestimmt nicht zur Freude aller 
Kleingärtner des angrenzenden Gartenver-
eins „Seilbahn“.
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Klimawandel gab es zu allen Zeiten. Er ist 
ein komplexes Phänomen, verursacht durch 
eine Vielzahl von Faktoren. Die Frage nach 
dem Anteil des Menschen an klimatischen 
Veränderungen ist wissenschaftlich un-
geklärt. Dennoch wird der angeblich wis-
senschaftliche Konsens zum „menschen-
gemachten Klimawandel“ als „Vehikel“ für 
Parteipolitik und zur Ablenkung von Fehl-
entwicklungen eingesetzt. Als Beweis dafür 
kann die Ausrufung des sogenannten Klima-
notstandes in Leipzig durch die damalige lin-
ke Stadtratsmehrheit im Jahr 2019 angeführt 
werden. Obwohl rund 2000 Fachexperten, 
darunter Nobelpreisträger, der ideologiege-
triebenen „Klimakrise“ eine Absage erteilten 
(World Climate Declaration) und dies folgen-
dermaßen begründen:

„Geologische Untersuchungen belegen, dass 
sich das Klima stets gewandelt hat, geprägt 
durch ein natürliches Wechselspiel zwi-
schen Kalt- und Warmphasen.

Klimamodelle haben noch zu viele Schwä-
chen und eignen sich daher nicht als 
politische Planungsgrundlage. Die Er-
wärmungswirkung des CO2 wird in den Mo-
dellen signifikant zu hoch angesetzt. Für das 
Wachstum von Pflanzen bringt eine höhere 
CO2-Konzentration in der Atmosphäre so-

gar Vorteile. Bislang konnte keine Zunah-
me von Hurrikanen, Überflutungen, Dürren 
und anderer Extremwetterarten festgestellt 
werden, welche der menschengemachten 
Klimaerwärmung zuzuschreiben sind. Hin-
gegen haben einige Klimaschutzmaßnah-
men bereits starke ökologische Schäden 
angerichtet und hohe Kosten bei geringem 
Nutzen verursacht.“

Die AfD-Fraktion Leipzig unterstützt die 
World Climate Declaration in Gänze. Es gibt 
keinen Klimanotstand! Der Versuch, das Kli-
ma in Leipzig steuern zu wollen, gefährdet 
nicht nur die Planungssicherheit für Indus-
trie und Handel, sondern lenkt auch finan-
zielle Mittel um, die zur Stärkung des lokalen 
Umwelt-/Naturschutzes dringend benötigt 
werden!

Aus diesem Grund haben wir im April 2025 
die Aufhebung des ausgerufenen „Klimanot-
standes“ in Leipzig beantragt. Mit 33 Ja-Stim-
men und 35 Nein-Stimmen verfehlte unser 
Antrag die nötige Mehrheit denkbar knapp! 
Nichtsdestotrotz gilt: Ideologische Mehr-
ausgaben für einen imaginären „Klimanot-
stand“, die keine Pflichtaufgaben darstellen, 
sind unverzüglich zu streichen! Die frei wer-
denden Mittel sind für den lokalen Umwelt-
schutz zu verwenden.

Klimahysterie 
beenden!
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Leipzigs Stadtspitze wollte in der April-Rats-
versammlung eine Erhöhung der Elternbei-
träge für die Betreuung von Kindern in kom-
munalen Krippen, Kindergärten und Horten 
um bis zu 15 Prozent durchsetzen, kassierte 
aber dank der ablehnenden Haltung der 
AfD-Fraktion Leipzig eine Niederlage. 

Die geplante Beitragserhöhung kommt 
nicht! Die Leipziger Familien als Leistungs-
träger unserer Stadt werden bereits jetzt 
finanziell erheblich belastet. Für einen Krip-
penplatz mit einer täglichen Betreuungs-
zeit von neun Stunden zahlt eine Leipziger 
Familie ca. 210 Euro, für einen Kita-Platz mit 
gleicher Betreuungszeit 130 Euro, und für 
eine sechsstündige Hortbetreuung müssen 
knapp 75 Euro entrichtet werden. Im Ver-

gleich mit anderen sächsischen Kommunen 
liegt Leipzig damit im Mittelfeld. 

Selbstverständlich sind wir uns der an-
gespannten Haushaltssituation der Stadt 
Leipzig bewusst, verweisen aber ganz klar 
darauf, dass diese von den verantwortli-
chen Entscheidungsträgern in der Stadtver-
waltung und der früheren rot-rot-grünen 
Ratsmehrheit zu verantworten ist! Haus-
haltslöcher durch eine Erhöhung der Eltern-
beiträge stopfen zu wollen, ist definitiv der 
falsche Weg!

Wir sagen klar und deutlich: Die Entschei-
dung, Kinder zu bekommen, ist eine Her-
zenssache und darf keine finanzielle Abwä-
gung sein.

Beitragserhöhung für 
Kinderbetreuung vom Tisch!
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Leipzigs Stadtgesellschaft bekommt nun 
doch ein Freiheits- und Einheitsdenkmal 
übergestülpt, welches dem einmaligen his-
torischen Ereignis vom 9. Oktober 1989 in 
keiner Weise gerecht wird! Aber so hat es die 
Mehrheit der Stadträte – gegen unsere Stim-
men – am 16. April 2025 beschlossen.

Die AfD-Fraktion Leipzig hätte sich zuvor-
derst gewünscht, dass die Bürgerschaft dar-
über abstimmt, ob Leipzig überhaupt ein so-
genanntes Freiheits- und Einheitsdenkmal 
braucht! Doch der Stadtrat hat sich leider 
mehrfach gegen einen Bürgerentscheid ent-
schieden.

Nun bekommt unsere Heimatstadt Leipzig, 
parallel zur befremdlichen Berliner „Ein-
heitswippe“, einen „Wäschetrockenplatz“, 

einen „Raum für Eintragungen“, oder einen 
„Platz der Kapitulation“ – so die ersten Deu-
tungen aus der Bürgerschaft. In einem veröf-
fentlichten Offenen Brief hat es PRO LEIPZIG 
e. V. auf den Punkt gebracht.

Zitat: „Das ´Fünf-Millionen-Geschenk´ von 
Bund und Freistaat dürfte in dieser Gestalt 
weder eine lokale Bereicherung darstellen 
noch den erhofften Status nationaler, gar 
internationaler Bedeutung erlangen – es ist 
verzichtbar.“

Wir meinen: Dem ist nichts hinzuzufügen! 
Ein Glück, dass wir für das Gedenken an die 
Friedliche Revolution den authentischen 
Ort des Nikolaikirchhofes mit Nikolaikirche, 
Palmensäule, Brunnen und eigentlich leuch-
tenden Pflastersteinen haben!

Identitätsloses Freiheits- und 
Einheitsdenkmal nach Berliner Vorbild
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Die AfD-Fraktion Leipzig beantragte im 
Frühjahr 2025 kommunale Arbeitsgelegen-
heiten für Asylbewerber zu schaffen, um sie 
zu gemeinnütziger Arbeit vor Ort verpflich-
ten zu können.

Grundlage bildet der § 5 des Asylbewerber-
leistungsgesetzes (AsylbLG). Dieser erlaubt 
es Kommunen, den ihnen zugewiesenen 
Asylbewerbern Arbeitsgelegenheiten anzu-
bieten, sofern das Arbeitsergebnis der All-
gemeinheit dient. Die zu leistende Arbeit 
wird mit einer Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 80 Cent je Stunde vergütet, soweit 
der Leistungsberechtigte nicht im Einzelfall 
höhere notwendige Aufwendungen nach-
weist, die ihm durch die Wahrnehmung der 
Arbeitsgelegenheit entstehen. Wird eine an-
gebotene Arbeitsgelegenheit durch einen 
arbeitsfähigen, nicht erwerbstätigen Asylbe-
werber unbegründet abgelehnt, so kann dies 
gegebenenfalls mit einer Leistungskürzung 
sanktioniert werden.

Wir begrüßen grundsätzlich diese gesetzli-
che Möglichkeit und sehen darin eine Chan-
ce, ausländischen Schutzsuchenden eine 
geordnete Tagesstruktur zu ermöglichen. 
Möglicherweise gibt es den Asylbewerbern 
auch ein gutes Gefühl, auf diesem Wege der 
gastgebenden Gesellschaft etwas zurückge-
ben zu können.

Einige Landkreise in Mitteldeutschland 
arbeiten aktuell an einem Konzept zur Um-
setzung der Arbeitspflicht für Asylbewerber 
und bereiten kommunale Arbeitsgelegen-
heiten vor. Aus dem Freistaat Thüringen 
können bereits erste Erfahrungen berichtet 
werden.

Die Verwaltung des Landkreises Greiz be-
richtet: „Sowohl von den Trägern als auch 
von den Asylbewerbern wurde die Arbeits-
pflicht positiv angenommen. Inzwischen 
melden sich sogar Asylbewerber freiwillig 
für Arbeitsgelegenheiten, obwohl sie nicht 
arbeiten müssten. Die Arbeitsgelegenheiten 
unterstützen den Integrationsgedanken der 
Asylbewerber.“

Auch im Saale-Orla-Kreis wird die Arbeits-
pflicht für Asylbewerber insgesamt positiv 
bewertet. Stand 31.12.2024 leisteten 47 Per-
sonen 750 Stunden gemeinnützige Arbeit. In 
der Vergangenheit wurden 102 Personen zur 
gemeinnützigen Arbeit verpflichtet.

Im Unstrut-Hainich-Kreis zieht man ein ge-
mischtes Resümee: „Bislang wurden sowohl 
positive wie negative Erfahrungen gesam-
melt. Die überwiegende Zahl der Asylbe-
werber nimmt die Zuweisung an und unter-
stützt die Bauhöfe in den kreisangehörigen 
Gemeinden. Allerdings gibt es ebenfalls vie-
le Asylbewerber, welche die zugewiesene 
Arbeitsgelegenheit nicht antreten. Hierbei 
werden konsequent die Asylbewerberleis-
tungen im Rahmen der Möglichkeiten ge-
kürzt.“

Leipzig sollte die Arbeitspflicht für Asylbe-
werber ebenfalls endlich durchsetzen! Der 
Kommunale Eigenbetrieb Engelsdorf und 
der Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig 
könnten geeignete Partner sein und bei-
spielsweise Arbeitsgelegenheiten im Be-
reich der Grünflächenpflege und der Stadt-
sauberkeit anbieten. Leider scheiterte unser 
Antrag vorerst an Linken, Grünen, SPD und 
auch BSW.

Arbeitspflicht 
für Asylbewerber in Leipzig
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FRAKTION

LEIPZIG

Steuergeldverschwendung
auf der Riesaer Straße!

„Grüner, kühler, sicherer: Stadt entsiegelt 
Radweg in Riesaer Straße“ – unter dieser 
Überschrift rühmt sich Leipzigs Stadtspit-
ze auf ihrer Webseite einen vermeintlichen 
Beitrag für den lokalen Klima- und Umwelt-
schutz geleistet zu haben!

Worum geht es konkret? Im April dieses Jah-
res wurde der bis 2023 bestehende, seiner-
zeit von der Kfz-Fahrbahn getrennte Radweg 
auf der Riesaer Straße (zwischen Elisabeth-
Schumacher-Straße und Ostheimstraße) 
in eine Staudenrabatte verwandelt. Fahr-
radbügel und eine Sitzbank mit Papierkorb 
sind im Zuge der Baumaßnahme vor dem 
Friedhof Sellerhausen ebenfalls aufgestellt 
worden. Nach Aussagen des Mobilitäts- und 
Tiefbauamtes sei der alte Radweg zu schmal 
und uneben gewesen, wurde deshalb auf die 
Kfz-Fahrbahn verlegt und nun für die Um-
setzung eines Pilotprojektes genutzt.

Gesamtkosten der Maßnahme: 160.000 Euro!
Vor dem Hintergrund, dass sich die Stadt 
Leipzig in einer angespannten finanziellen 
Lage befindet, ist die Notwendigkeit dieser 
Maßnahme mehr als fraglich. Wesentlich 
sinnvoller wäre es gewesen, die 160.000 Euro 
– entgegen der städtischen Verwaltungs-
meinung – in die Verbreiterung des beste-
henden Radweges auf der Riesaer Straße zu 
investieren oder Geh- und Radwege an an-
dere Stelle herzurichten! Stattdessen wer-
den wichtige Investitionen in die Planung 
und Entwicklung eines zukunftsfähigen 
Stadtverkehrs einfach gestrichen (bspw. die 
Verkehrsuntersuchung zur verkehrlichen 
Wirksamkeit der äußeren Tangentialverbin-
dung Südost).

Die AfD-Fraktion Leipzig wird auch zukünf-
tig Steuergeldverschwendung aufdecken 
und ihr eine klare Absage erteilen!

Ausgabe 03/2025


